
Bergrecht in Verbindung mit Abfallrecht 
Planfeststellungsverfahren zur Errichtung einer DK 1 - Deponie 
im Tontagebau Helmstadt, Markt Helmstadt, Landkreis Würzburg 
der Firma SBE GmbH & Co.KG, Volkach-Gaibach 
Bekanntmachung der Auslegung des Plans gem. Art. 73 
BayVwVfG 

Die Firma SBE GmbH & Co. KG, Volkach-Gaibach, betreibt im Markt Helmstadt, Landkreis 

Würzburg unter bergbehördlicher Aufsicht den Tonabbau "Helmstadt". Im Rahmen der 

Wiedernutzbarmachung ist eine Wiederverfüllung des Tonabbaus mit Erdaushub und 

Bauschutt der Belastungsklasse 22 auf Grundlage des bayerischen Eckpunktepapiers 

"Leitfaden für die Verfüllung von Gruben und Brüchen" genehmigt. Am Standort 

Helmstadt betreibt die Firma SBE GmbH & Co.KG außerdem eine immissionsschutzrecht­

lich genehmigte Recyclinganlage zur zeitweiligen Lagerung, zum Umschlag und zur Be­

handlung von nicht gefährlichen Abfällen. 

Unter teilweisem Fortfall der genehmigten Z 2 Verfüllung soll auf den Flumummern 1240, 

1241 und 1242 der Gemarkung Helmstadt, Markt Helmstadt, Landkreis Würzburg eine DK 

1 Deponie erri�htet werden. Diese soll der langfristigen Entsorgungssicherheit der, nach 

der Aufbereitung von mineralischen Abfällen in der benachbarten betriebseigenen Recyc­

linganlage, verbleibenden nicht mehr verwertbaren Abfälle und der Deckung des Bedarfs 

an regionalem Deponieraum dienen. Insgesamt werden jährlich ca. 120.000 t minerali­

sche Abfälle der Deponieklasse 1 erwartet. Es ist prognostiziert, dass 75 % davon in den 

betriebseigenei:, Recyclinganlagen anfallen. Die restlichen 25 % werden aus dem näheren 

Umfeld (Stadt und Landkreis Würzburg, staatliches Bauamt sowie Landkreis Kitzingen) 

erwartet. 

Durch die Regierung von Unterfranken als Höhere Landesplanungsbehörde wurde im 

Rahmen einer ,landesplanerischen Vorprüfung ausgeführt, dass die Tatsache, dass der 

vorgesehene Standort als Vorranggebiet für den Tonabbau mit dem Nachfolgenutzungs­

ziel Biotopentwicklung im Regionalplan ausgewiesen ist. Da der Tonabbau allerdings vor 

der Errichtung der OK 1 Deponie beendet ist, sind die Belange der Nachfolgenutzung in 

der Rekultivierungsplanung der Deponie umzusetzen. Die Höhere Landesplanungsbehör­

de hat darauf t,ingewiesen, dass die raumordnerischen Belange in der Planung zu be­

rücksichtigen und zu beachten sind. Die Belange der Raumordnung sollen im Rahmen 

einer landesplanerischen Stellungnahme in dem Verfahren berücksichtigt werden. 

Für das Vorhaben ist nach den Vorschriften des Gesetzes zur Förderung der Kreislauf­

wirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreis­

laufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24.02.2012 (BGBI. 1 S. 212) zuletzt geändert durch 

Art. 2 Abs. 9 des Gesetzes vom 20.07.2017 {BGBI.I S.2808) in Verbindung mit dem Ge­ 

setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 (BGBI. 1 S. 94 zu­

letzt geändert durch Art. 117 der Verordnung vom 19.06.2020 (BGBI. 1 S. 1328) ein Plan­

feststellungsverfahren durchzuführen. 
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Die Zuständigkeit der Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern - als Anhö­
rungs- und Planfeststellungsbehörde ergibt sich aus den Vorschriften des Bundesbergge­
setzes i.V.m. §§ 2, 3 der Verordnung über Organisation und Zuständigkeiten der Bergbe­
hörden (Bergbehörden-Verordnung - BergbehördV) vom 09.11.2013 (GVBI S. 651) in 
Verbindung mit § 2 der Verordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten im Bereich der 
Abfallentsorgung (Abfallzuständigkeitsverordnung - AbfZustV) vom 07.11.2005 (GVBI. S. 
565) zuletzt geändert durch die Verordnung zur Änderung der Abfallzuständigkeitsverord­
nung vom 27.02.2019 (GVBI. S. 53)

Gemäß Art. 73 BayVwVfG ist die Auslegung des Plans ortsüblich bekanntzumachen. 

Die Planunterlagen (3 Ordner mit Plänen, Erläuterungen sowie Unterlagen über die Um­
weltauswirkungen) liegen für die Dauer eines Monats in der Zeit 

vom 07.09.2020 bis einschließlich 07.10.2020 

bei der Verwaltungsgemeinschaft Helmstadt, Im Kies 8, 97264 Helmstadt, 
Zimmer 10 während der allgemeinen Dienststunden (Montag bis Freitag von 8:30 
bis 12:00 Uhr, Montag und Mittwoch 13:30 -15:30 und Donnerstag von 13:30 - 
18:00 

zur Einsicht aus. 

Aufgrund der derzeitigen Regelungen zum Publikumsverkehr der Verwaltungsge­ 
meinschaft Helmstadt ist eine persönliche Einsichtnahme nur nach vorheriger 
Ter­minvereinbarung möglich. 

und 

b.) bei der Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern-, Maximilianstr. 6, 95444 
Bayreuth, Zimmer M 104 (1. Stock) während der allgemeinen Dienststunden (Mon­
tag bis Donnerstag von 08.30 bis 12.00 Uhr und von 13.30 bis 15.15 Uhr, Freitag 
von 08.0� bis 12.00 Uhr) 

zur Einsicht aus. 

Hinweis nach Art 27a BayVwVfG: 

Zusätzlich sind der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die Antragsunterla­
gen/Planunterlagen auf der Homepage der Regierung von Oberfranken 

(www.regierung.oberfranken.bayem.de) verfügbar (Startseite -+ Bergamt Nordbayern -
Aktuelle Verfahren). 

Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen. 
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1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zum 
10.11.2020 schriftlich oder zur Niederschrift bei der Verwaltungsgemelnschaft 

Helmstadt, Im Kies 8, 97284 Helmstadt oder bei der Regierung von Oberfranken

- Bergamt Nordbayern -1 Ludwigstrale 20, 95444 Bayreuth Einwendungen ge­
gen den Plan erheben.

Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beein­
trächtigung erkennen lassen. 

Hinweise: 

Einwendungen können auch elektronisch unter der Adresse poststelle@reg­
ofr.bayem.de erhoben werden. In diesem Falle ist das elektronische Dokument mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu ver­
sehen. Elektronisch übermittelte Einwendungen mit einfacher E-Mail, die nicht mit 
einer elektronischen Signatur versehen sind, sind unwirksam. Vor Beginn der Plan­
auslegung eingehende Einwendungen sind ebenfalls unwirksam. 

Nach § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG sind mit Ablauf der o.g. Äußerungsfrist für das Ver­
fahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonde­
ren privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Einwendungen und Stellung­
nahmen der Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen 
Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsord­
nung gegen diesen Planfeststellungsbeschluss einzulegen, sind nach Ablauf dieser 
Äußerungsfrist ebenfalls ausgeschlossen. Im Rechtsbehelfsverfahren gegen eine 

Entscheidung nach § 1 Abs. 1 Nummer 1 bis 2b des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 
findet Art. 73 Absatz 4 Satz 3 bis 6 des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
auch in den Fällen seines Absatzes 8, keine Anwendung (§ 7 Abs. 4 Umwelt­
Rechtsbehelfsgesetz). 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter­
zeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden 
(gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite deut­
lich sichtbar ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der üb­
rigen Unterzeichner zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter 
bestellt ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereini­
gungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung ·gegen diesen Planfest­
stellungsbeschluss einzulegen, von der Auslegung des Plans. 

2. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin erörtert, der mindes­
tens eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht wird. Diejenigen, die fristge­
recht Einwendungen oder Stellungnahmen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen
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Einwendungen der Vertreter, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. 
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 
möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn ver­
handelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins 
beendet. 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

3. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebungen von Einwendungen, Stel­
lungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehen­
de Kosten werden nicht erstattet.

4. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungs­
verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Ent­
scheidung (Planfeststellungsbeschluss) an diejenigen, über deren Einwendungen
entschieden worden ist, und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben,
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustel­
lungen vorzunehmen sind.

5. Da für das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü­
fung notwendig ist, wird darauf hingewiesen, dass die Anhörung zu den ausgelegten
Planunter-lagen zugleich die Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkun­
gen des Vorhabens gemäß § 18 Abs. 1 UVPG ist, die für das Verfahren und für die
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde die Regie­
rung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern - ist und dort auch weitere relevante
Informationen zum Vorhaben erhältlich sind, über die Zulässigkeit des Vorhabens
durch Planfeststellungsbeschluss entschieden wird und die ausgelegten Planunter­
lagen insbesondere einen Erläuterungsbericht mit Bedarfsprognose und Alterna­
tivenprüfung sowie verschiedenen Gutachten (Ordner 1) einen UVP Bericht, einen
landschaftspflegerischem Begleitplan (LBP), Unterlagen zum speziellen Artenschutz
(saP), diverse Kartierungen/Erfassungen (Ordner 2) und diverse Pläne (Ordner 3),
enthalten; Eine allgemein verständliche, nichttechnische Zusammenfassung dieser
Unterlagen ist im Ordner 2 enthalten.

Helmitadt. 1 9. Aug. 2020
Ort, Datum Unterschrift 

2, t2Qfl 


